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Vorblatt 


Sechste Novelle zum Wehrsoldgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsausschusses) 


A. Problem 

Durch die letzte Änderung des Wehrsoldgesetzes wurde den 
Wehrpflichtigen lediglich für das Jahr 1969 eine Weihnachts- 
zuwendung gewährt. Der Bundestag hatte die Bundesregierung 
damals aufgefordert, eine dauerhafte Regelung vorzulegen. 


B. Lösung 

Gewährung einer Sonderzuwendung für die Wehrdienstleisten- 
den und die Ersatzdienstleistenden von 75 DM im Monat De- 
zember 1970 und von 100 DM im Dezember 1971 und folgende. 


C. Alternativen 

Staffelung der Höhe der Sonderzuwendung nach der geleisteten 
Dienstzeit sowie Ausgleich der unterschiedlichen Zahlungen 
am Wehrdienstende. Gesamtbetrag der Sonderzuwendungen 
bei 18 Monaten Grundwehrdienst 240 DM. Dieser Antrag der 
CDU/CSU-Fraktion wurde abgelehnt. 


D. Kosten 



1970 

ab 1971 


Millionen DM 

BMVtdg 

16,5 

22 

BMI 

ca. 0,225 

0,225 

BMA 

0,45 

0,7 


17,175 

22,925 
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Schriftlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

— Drucksache VI/1011 — 


A. Bericht des Abgeordneten Neumann 


I. Allgemeines i 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 64. Sitzung am 16. September 1970 in er- 
ster Lesung behandelt und an den Verteidigungs- | 
ausschuß federführend, den Innenausschuß mitbe- 
ratend und den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Entwurf am 
23. September und 5. November 1970, der Innen- 
ausschuß am 15. Oktober 1970 beraten. Der Haus- 
haltsausschuß wird seinen Bericht nach § 96 GO ge- 
sondert vorlegen. 

11. Grundsätzliches 

Durch die letzte Änderung des Wehrsoldgesetzes 
wurde den Wehrpflichtigen lediglich für das Jahr 
1969 eine Weihnachtszuwendung gewährt. Es war 
daher notwendig und entsprach einer Entschlie- 
ßung des Bundestages, das Weihnachtsgeld für die 
Wehrpflichtigen dauerhaft zu regeln. 

III. Zu den Ausschußbeschlüssen 

Der Innenausschuß hat empfohlen, den Entwurf in 
der von der Bundesregierung vorgeiegten Fassung 
anzunehmen. 


Im Verteidigungsausschuß hat die Fraktion der 
CDU/CSU einen Alternativ-Antrag vorgelegt. Er 
sah vor, daß dem Grundwehrdienstleistenden wäh- 
rend einer Dienstzeit von 18 Monaten insgesamt 
240 DM an Weihnachtsgeld zu zahlen sei. Die Aus- 
zahlung sollte sich nach der Dauer der geleisteten 
Dienstzeit richten. Ein etwa notwendiger Ausgleich 
sollte am Ende des Wehrdienstes ausgezahlt wer- 
den. 

Dieser Antrag hatte zum Ziel, allen Wehrpflich- 
tigen die gleiche Höhe von Zuwendungen zu ge- 
währen, unabhängig davon, ob sie, je nach dem 
Einberufungszeitpunkt, einmal oder zweimal an 
Weihnachten sich im Grundwehrdienst befinden. 
Er hätte auch eine Erhöhung der Zuwendungen 
insgesamt bedeutet. 

Dieser Alternativ-Antrag wurde zunächst im Ver- 
teidigungsausschuß mit einer Stimme Mehrheit an- 
genommen. Bei nochmaliger Beratung, bedingt durch 
die davon abweichende Stellungnahme des Innen- 
ausschusses, wurde der Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU jedoch mehrheitlich abgelehnt. Danach 
kam es zu einer einstimmigen Annahme des Re- 
gierungsentwurfs, der gegenüber dem Alternativ- 
Vorschlag vor allem eine einfachere Handhabung 
des Auszahlungsmodus gewährleistet. 


Bonn, den 6. November 1970 


Neumann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1011 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 6. November 1970 


Der Verteidigungsausschuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Neumann 

Berichterstatter 
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